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Aufforderung zur Versicherung an Eides Statt 
sowie 

Aufforderung zur Zusendung des aktuellen richterlichen 
Geschäftsverteilungsplanes mit einer Kopie des 

Präsidialbeschlusses zum sog. richterlichen GV incl. der 
Unterschriften 

Guten Tag, Herr/Frau REINHARD NEMETZ, geb. 23.01.1951 und Herr/Frau WALTER 
HORN, geb. 19.02.1959, 

im Hinblick auf zur Disposition stehenden Verfahren sind Sie hiermit aufgefordert via 
Versicherung an Eides Statt wie folgt zu versichern: 

1. Eine schriftliche Bestätigung/Legitimation, daß es sich bei den im sog.
richterlichen Geschäftsverteilungsplan (GV) aufgelisteten Personen um die
gesetzlichen Richter gemäß § 16 GVG in Verbindung mit Art. 101 Grundgesetz
(GG) für den/die Unterzeichner(in) handelt (Jahr 2015 bis dato).

Mögliche Antwort: Ja, incl. gerichtsverwertbaren Nachweisen - oder Nein

2. Daß es sich bei dem angeschriebenen Gericht um ein „Staatsgericht“ handelt, da
nach dem Wegfall des § 15 GVG in diesem Hinblick mindestens erhebliche
Rechtsunsicherheit besteht.

Mögliche Antwort: Ja, incl. gerichtsverwertbaren Nachweisen - oder Nein

Präsident REINHARD NEMETZ, geb. 23.01.1951 
Vizepräsident WALTER HORN, geb. 19.02.1959 
Amtsgericht München 

- Präsidium/Direktorat (Geschäftsführung)/Aufsichtsführende(r) „Richter“ -

Pacellistraße 5 

D- 80315 München

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Mein Zeichen Tel. Datum 

. .2016

Hinweis: 
Da die potenziell Tatwillgen oft 
zugleich in der Öffentlichkeit 
stehen und/oder möglicherweise 
irgendwie anderweitig gepriesen 
werden, sind deren relevante 
Daten durchaus auch schon mal 
im WWW zu finden. 

Aber auch das ‚Handbuch der 
Justiz‘ liefert relevante Daten, 
die die spätere Identifikation der 
potentiell Tatwillgen erleichtert. 

Anwendungsbeispiel + Korrespondenz
Inquisition (Untersuchung) "Amtsgericht München"

Arbeitsmittel:
- Internet/Recherche
- Versicherung_an_Eides_Statt_BM1-Muster_alle_Sonderrichter.doc

Kreis
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Ferner, sind Sie hiermit aufgefordert: 

3. Zusendung des aktuellen sog. richterlichen Geschäftsverteilungsplanes mit einer
Kopie des Präsidialbeschlusses zum sogenannten richterlichen GVP incl. der
Unterschriften.

Sie wollen bitte bedenken, daß dem/der Unterzeichner(in) diese Nachweise nach Recht 
und Norm insbesondere als Teil des Souveräns nach Art. 20 (2) GG, IFG/LIFG, § 21e 
GVG und ganz besonders nach Art. 103 GG zustehen. Bedenken wollen Sie bitte auch, 
daß der/die Unterzeichner(in) nicht für die prekäre Lage der Legislative, Judikative und 
Exekutive verantwortlich ist, sondern nur die ihm/ihr zustehenden Grundrechte 
einfordert.  

Es dürfte sicher kein Problem sein, dem/der Unterzeichner(in) die geforderten 
Nachweise im Rahmen einer Versicherung an Eides statt - binnen 8 Tagen - 
zukommen zu lassen, wobei die §§ 156, 161, 159 StGB, die §§ 839, 823 BGB, [Art. 25 
u. 34 GG] i. V. m. § 5 VStGB sowie der sogenannte Amtsermittlungsgrundsatz Ihrerseits
zu bedenken/beachten sind.

Rechtsfolgen: 

Keine Antwort/Versicherung an Eides Statt, die Verweigerung einer Solchen, Antworten 
Dritter oder Ausflüchte Ihrerseits werden im Sinne der möglichen Antworten zu 1., 2. 
und 3. als offenkundiges (konkludentes Verhalten) NEIN behandelt; vorliegende 
Angelegenheit - Veröffentlichungsvorbehalt - und auch im weiteren Verlauf derselbigen, 
in jedweder Form und/oder auf andere Angelegenheiten übergehend/übergreifend, 
ist/sind im Sinne des sog. § 201 StGB nicht rechtswidrig, wenn(/da) die öffentliche 
Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen gemacht wird (bzw. 
würde); Ihre vollnamentliche (rechtskräftige) Unterschrift (Mindestanforderung = ‚erster 
Buchstabe d. Vornamens+Punkt‘ u. ‚voller Familienname‘ ausgeschrieben) ist 
erforderlich (andernfalls von vorn herein ungültig/nichtig = allumfassendes NEIN - im 
Sinne konkludenten Verhaltens).  

Hinweis: 

✔Remonstration - ist Pflicht ✔
Aus den Vorschriften des „Beamten“rechts folgt die Pflicht des „Amts“walters, 

rechtmäßig zu handeln und somit auch die Pflicht des „Amts“walters, seine Handlungen 

im Rahmen seiner „amts“walterischen Aktivitäten auf ihre Rechtmäßigkeit hin zu prüfen 

(s. z.B. auch OLG Koblenz, U 1588/01). Die Remonstrationspflicht (§ 36 BeamtStG, § 63 

BBG) ist im „Amts“walteralltag ein nur selten genutztes Recht, da ein Remonstrant 

häufig befürchtet, als Querulant (oft werden seitens direkter Vorgesetzter oder höherer 

Stellen/Personen beispielsweise „Betreuungsverfahren“ inszeniert, die dann penetrant 

an die berüchtigten Querulanten-Prozesse der NS-Zeit erinnern, wobei übrigens auch 

sich gegen gegenüber dem Recht extrem renitenten „Amts“waltern erwehrende Opfer 

regelmäßig vor NS-Zeit-ähnlichem Terror oft nicht verschont bleiben) abgestempelt zu 

werden. Trotzdem oder gerade deshalb wird die Remonstration in neueren Beiträgen zur 
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Verwaltungsethik sowie zum Whistleblowing (Aufdeckung von Skandalen/Verbrechen) 

zunehmend thematisiert.  

Der „Amts“walter kann sich daher durch die Remonstration vor Disziplinarverfahren 

schützen, wenn z.B. später die Rechtswidrigkeit einer Anordnung oder Vorschrift 

festgestellt wird. Gleiches gilt für den Schutz vor Schadensersatzforderungen nach §§ 

839, 823 BGB, [Art. 25 u. 34 GG] i. V. m. § 5 VStGB, wobei bei fortgesetzter 

willentlicher/vorsätzlicher Mißachtung der Pflichten des „Amts“walters, der 

„Amts“walter nicht behaupten kann, er habe nur seine Arbeit getan und von nichts 

gewußt.  

GrundGesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
https://youtube.com/watch?v=LZUzbZX1ctg 

Grundrechtsträger(in) 

Anlage(n): § 15 GVG a. F. bis 12.09.1950, 1 Seite; BGBl. I Nr. 40, S. 455 u. 456, Art. 1 Punkt 13. vom 12.09.1950, 2 
Seiten; Die Folgen fehlender Unterschriften, 5 Seiten; Allgemeine Vorschriften Geschäftsverteilung § 21e (9) GVG, 
1 Seite; Merkblatt-Amtswalter, 21 Seiten  

https://youtube.com/watch?v=LZUzbZX1ctg
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Amtsgericht Munchen 80315 München 

Herrn 

Ihr Zeichen, 
Ihre Nachricht vom 

21.11 .2016 

DER PRÄSIDENT 
DES AMTSGERICHTS MÜNCHEN 

Sachbearbeiter/in 

Telefon 
089/5597-06 

Telefax 
089/5597-3574 

E-Mail 

poststelle@ag-m.bayern.de 

Kein Zugang für formbedürftige Erklärungen in Rechtssachen 

Bitte bei Antwort angeben Datum 
Unser Zeichen, Unsere Nachricht vom 

. .2016 

Amtsgerichtliches Aktenzeichen: u.a. 

Sehr geehrter Herr -

selbstverständlich handelt es sich bei dem Amtsgericht München um ein 

staatliches Gericht. Die Zuständigkeit eines Richters wird im Voraus durch 

den Geschäftsverteilungsplan des Gerichts bestimmt (Gesetzlicher Richter 

gemäß Art . 101 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes,§ 21e des Gerichtsver-

fassungsgesetzes) . 

Eine eidesstattliche Versicherung insoweit ist nicht veranlasst. 

Gemäß § 21 e Abs. 9 des Gerichtsverfassungsgesetzes ist der Geschäfts­

verteilungsplan eines Gerichts in einer von dem Präsidenten zu bestim­

menden Geschäftsstelle zur Einsichtnahme aufzulegen . Einer Veröffentli­

chung bedarf es nicht. Ein darüber hinausgehender Anspruch auf Anferti­

gung und Übersendung von Ablichtungen besteht daher nicht, ebenso we-

Dlenstgebliude 
Pacelhstr '> 
80333 Munchen 

Haltestelle 
mo-
Kar,splatz (Stachus) 

Telefon E-Mail: 

(089) 5597-06 poststelle@ag-m.bayem de 
(Vermittlung) Internet: 
Teletex (089) 6597 3674 hllp 1/www iustlz bayern de/gerichVag/m/ 
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nig ein Anspruch auf Übersendung eines Geschäftsverteilungsplanes (sie­

he auch die Entscheidung des OLG Frankfurt am Main, Beschluss vom 

23.02.2006, NStZ-RR 2006, 208) . 

Die hierzu bestimmte Geschäftsstelle zur Einsichtnahme in den Geschäfts­

verteilungsplan befindet sich im Amtsgebäude Pacellistraße 5, 80315 

München im 7. Stock, Zimmer 724, zuständig ist Frau JVI Brand!. 

Mit freundlichen Grüßen 

Anmerkungen zu Herrn NEMETZ' Meinung(en):

1.
§ 21e (9) GVG
(9) Der Geschäftsverteilungsplan des Gerichts ist in der von dem Präsidenten oder 
aufsichtführenden Richter bestimmten Geschäftsstelle des Gerichts zur Einsichtnahme 
aufzulegen; einer Veröffentlichung bedarf es nicht.

Niemand hat dazu aufgefordert, daß er's nur zur Einsichtnahme auflegen und/oder gar 
veröffentlichen soll; § 21e (9) GVG, wie er 's auslegt, greift also nicht, denn es geht auch anders, 
wenn man das vollständige Zitat bedenkt:
OLG Frankfurt am Main, Beschluß vom 23. Februar 2006 - Az. 3 VAs 13/06: 
"Nach § 21e Abs. 9 EGGVG ist der Geschäftsverteilungsplan des Gerichts grundsätzlich in der 
von dem Präsidenten oder aufsichtsführenden Richter bestimmten Geschäftsstelle des Gerichts 
zur Einsichtnahme aufzulegen; einer Veröffentlichung bedarf es nicht. Die Vorschrift gewährt 
damit jedermann das Recht zur Einsichtnahme des Geschäftsverteilungsplans (LR-Breidling, 
StPO, 25. A., § 21e GVG RN 82). Über den offengelegten Plan und die Änderungsbeschlüsse ist 
zudem generell auf Antrag auch Auskunft zu geben, sofern dem Antragsteller eine 
Einsichtnahme nicht möglich oder nicht zuzumuten ist (Kissel, GVG, 4. A., § 21e RN 75). Ein 
darüber hinausgehender Anspruch auf Anfertigung und Übersendung von Ablichtungen 
besteht dagegen nicht (vgl. Meyer-Goßner, StPO, 48. A., § 147 RN 6 f. [für den Fall der 
Akteneinsicht] m. w. N.)."

Man hätte also " Über den offengelegten Plan und die Änderungsbeschlüsse ist zudem generell 
auf Antrag auch Auskunft zu geben, sofern dem Antragsteller eine Einsichtnahme nicht 
möglich oder nicht zuzumuten ist" näher beleuchten können, zudem es sich bei der vorliegenden 
Aufforderung zur Abgabe einer Versicherung an Eides Statt nicht um ein simples Begehr 
zwecks Einsicht in den Abkotungs ... räusper', ähm Geschäftsverteilungsplan handelt, sondern 
unter Anderem um die Anforderung zur Lieferung gerichtsverwertbaren Materials, physischer 
Basis - denn bekanntlich läßt sich die bloße Ansicht via Augen von etwas nicht auf Papier 
drucken und verschicken.

2.
Da es sich offenkundig um eine unzulässige Ausnahmegerichtsbarkeit handelt, stellen alle sog. 
"Geschäftsverteilungspläne" (ganz gleich, ob mit oder ohne Unterschrift) Listungen potenziell 
Tatwilliger dar; somit sind sie schon von daher im Sinne einer Handlungslegitimation 
ungültig/nichtig, was die potenziell Tatwilligen jedoch nicht unbedingt von deren Taten 
abhält, es sei denn, diese begehen die einzig richtige Tat, nämlich die Remonstration!
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Kenntnisnahme Ihres Empfangsbekenntnisses  

Guten Tag, Herr/Frau REINHARD NEMETZ, geb. 23.01.1951, 

Ihr Empfangsbekenntis mit Schreiben vom . .2016, eingegangen am . .2016, bezgl. des 
Schreibens des Unterzeichners mit dem Zeichen, der Ordnung halber … 

(nicht wie von Ihnen unvollständig angegeben: ) 

… wird ebenso, wie Ihre geäußerte Meinung hinsichtlich der Punkte 1. und 2. zur Kenntnis 
genommen, wobei eine durchaus mögliche Widerrede zu Ihrer Meinung zu Punkt 3. eher in den 
Hintergrund tritt, denn:  

Die einzige Selbstverständlichkeit (bzw. juristisch: Offenkundigkeit) besteht durch Ihr 
eindeutiges Gebaren (s. dazu das Schreiben mit dem Zeichen 
vom . .2016, eingegangen in Ihrem Hause am . .2016, Seite 2 > Rechtsfolgen), 
Herr/Frau REINHARD NEMETZ, geb. 23.01.1951, nun darin, daß es sich bei dem Amtsgericht 
München entgegen Artikel 101 (1) GG und § 16 GVG bezgl. § 15 GVG in Relation zu § 15 GVG 
a.F. um eine unzulässige Ausnahmegerichtsbarkeit handelt und so dort alles (bspw. auch der
Beschluß der GVs der sogenannten „Rechtspfleger“ u. „Gerichtsvollzieher“) und jeder dem
gesetzlichen Richter entzogen war/ist.

Grundrechtsträger(in) 

Präsident REINHARD NEMETZ, geb. 23.01.1951 
Vizepräsident WALTER HORN, geb. 19.02.1959 
Amtsgericht München 

- Präsidium/Direktorat (Geschäftsführung)/Aufsichtsführende(r) „Richter“ -

Pacellistraße 5 

D- 80315 München

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Mein Zeichen Tel. Datum 

.2016      . .2016 


